M E M O R A N D U M 

ÜBER JURISTISCHE ZUSAMMENARBEIT

zwischen

DEM MINISTERIUM DER JUSTIZ DES LANDES RHEINLAND-PFALZ
und

DEM MINISTERIUM DER JUSTIZ DER REPUBLIK BULGARIEN  

Das Ministerium der Justiz des Landes Rheinland-Pfalz und das Ministerium der Justiz der Republik Bulgarien,  haben

· Ihrem Willen für Zusammenarbeit im Rahmen ihrer Befugnisse Ausdruck gebend,

· in dem Bestreben, die Beziehungen auf dem Gebiet der Justizverwaltung und der ordentlichen Gerichtsbarkeit zu erweitern und zu vertiefen und

· in der Überzeugung, dass die partnerschaftlichen Beziehungen zwischen den Justizeinrichtungen beider Seiten, beruhend auf Gleichberechtigung und gegenseitigem Vertrauen, die Fortbildung von Richtern und Justizbediensteten und die Steigerung der Qualität der gesamten Tätigkeit im Justizbereich zu fördern geeignet sind, sowie

· ihre Absicht und Bereitschaft in folgenden Bereichen zusammenzuarbeiten erklärend

folgendes vereinbart:

1. Die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Rechts hinsichtlich des Gesetzgebungsprozesses, der Gerichtsreform, der Weiterbildung von Richtern und vom Rechtsverwaltungspersonal wie auch hinsichtlich der gegenseitigen Rechtshilfe im Rahmen ihrer Befugnisse zu erweitern.
2. Die Errichtung partnerschaftlicher Beziehungen zwischen den Justizeinrichtungen beider Seiten zu unterstützen.
3. Sich gegenseitig über die Veränderungen in den Gerichtssystemen der beiden Seiten und deren Auswirkungen zu informieren.
4. Die Erfahrung von der Nutzung der Informationstechnologie für die gerichtliche und administrative Praxis auszutauschen.
5. Erfahrungen  bei der Anwendung europäischer und anderer internationalen Konventionen auf dem Gebiet des Zivil- und des Strafrechts auszutauschen.
6. Die internationale rechtliche Zusammenarbeit bei den gegenseitigen Ersuchen  um Rechtshilfe, Transfer und Auslieferung zügig zu erledigen.
7. Seminare, Kurse, Fortbildungsveranstaltungen, Hospitationen und andere Maßnahmen mit dem Ziel der Erhöhung der Qualifikation von Richtern und andere Mitarbeitern der Justiz im Bereich der Anwendung des Rechts der EU zu organisieren und durchzuführen.
Im gegenseitigen Einvernehmen können auch andere Vorhaben, die dem Ziel der Entwicklung einer Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Rechtspflege dienen, durchgeführt werden.
8. In bestimmten Zeitperioden  Rechenschaft über die im Rahmen dieses Memoranden  durchgeführten Aktivitäten, einschliesslich während  offizieller Besuchen von Delegationen der beiden Ministerien zu legen.

9. Die Kosten zur Realisierung der vorgesehenen Aktivitäten von den Vereinbarungsparteien laut der Verordnungen der im jeweiligen Land geltenden inneren Gesetzgebung zu tragen, in dem beide Seite grundsätzlich von folgendem Prinzip auszugehen: Kosten, die mit dem Aufenthalt  auf dem Territorium der gastgebenden Seite verbunden sind, trägt  der Gastgeber; Reisekosten werden von der entsendenden  Seite getragen.
10. Dieses Memorandum wird für eine unbestimmte Frist getroffen und tritt in Kraft ab dem Datum der Unterzeichnung.

 
Jede Seite kann das Memorandum denunzieren. In diesem Fall tritt das Memorandum drei Monate nach dem Erhalt der schriftlichen Vorankündigung über die Denonzierung außer Kraft.

Das Memorandum wurde in ...................... am ........................... in zwei originalen Exemplaren in deutscher und bulgarischer Sprache unterzeichnet, wobei beide Texte die gleiche Gültigkeit  haben.

Der Minister der Justiz




 Der Minister der Justiz  

des Landes Rheinland-Pfalz



der Republik Bulgarien



 

………………………..



          …………………………..

